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68. Protokoll Treffen Beteiligungsgremium (BG) im Gebietsteil Sonnenallee 
 
Datum: 26.08.19, 19:00 Uhr – 22:00  Ort: Richardstr. 5 

 
Teilnehmer*innen: . 
Mitglieder des Beteiligungsgremium Sonnenallee: Herr Papamichail, Frau Coordts, Herr Große 

Inkrott, Herr Küstner 

Gäste: Frau Willig, Gast; Herr Bahr, BUND-Berlin; Martin Burkhardt, Anwohner; Herr Bogner, 

Anwohner; Frau Meifarth, Anwohnerin;, Anwohner;; Herr und Frau Maier, Anwohner; Herr Knopp, 
Anwohner; Ruth Luschnat, Anwohnerin. Frau Schmid, Anwohnerin; Herr Weller, Anwohner; Frau 

Fuchs, Anwohnerin; Herr Ring, Anwohner; Herr Bente, Gast; Frau Haller, Gast; Frau Szakonyi, Gast; 

Frau Ritter, Gast; Herr Scheele, Anwohner; Herr Kude, Anwohner; Frau Heibter, Anwohnerin; Herr 

Seitz, Anwohner; Herr Obergfell; Herr Kleinert, Mietervertreter; Frau Dresel-Maier, Anwohnerin; 

Frau Konrad, ELWE 44; Frau Kovacosky, Kiehlufer 61 

Gäste Bezirksamt Neukölln: Herr Hikel, Bezirksbürgermeister; Herr Groth, Leiter Stadtplanungsamt; 

Frau Hokema, Bezirksamt Neukölln, Herr Göttsche, Straßen- und Grünflächenamt. 

Gäste Dienstleister: Frau Schmiedeknecht, Herr Fritz, BSG mbH 

 
Und weitere Anwohnerinnen. Insgesamt ca.15- 20. 

 

Herr Küstner begrüßt die Anwesenden und erläutert den Verlauf der folgenden Sitzung. Er erklärt 

einleitend die Pläne, die im Raum zu den Planungen am Weigandufer ausgehängt sind. Die Pläne 

wurden von Anwohner*innen des Weigandufers  selbst ausgearbeitet und erstellt, um den Sach-

verhalt und die Planungen klar und verständlich zu machen. In der Vergangenheit wurde bereits 

mehrfach kritisiert, dass Pläne, die vom Bezirksamt zur Verfügung gestellt wurden, für die An-

forderungen der Bürgerbeteiligung nicht geeignet waren. 

 

Wahl der Aufgaben: Moderation: Frau Coordts; Protokoll: Frau Luschnat 
 

Protokoll und Abstimmung der Tagesordnung 
Ein Protokoll der außerordentlichen Sitzung am 29. Juli wurde nicht erstellt, weil die Sitzungs-

teilnehmer – ausschließlich Anwohner*innen – in Eigenarbeit erstellte allgemeinverständliche 

Sanierungspläne diskutierten. Es wurde kein Beschluss gefasst. 

Die Protokolle der Sitzungen April, Mai, Juni, Juli wurden ohne Änderungswünsche angenommen. 

Herr Küstner macht folgenden Tagesordnungsvorschlag: 

 

1) Finanzen 
a) Antrag für 50 € / Monat für die notwendigen Ausgaben des BG 

b) Bitte, die Auslagen der Open Knowledge Foundation für die online Transparentmachung der 

Verträge auszugleichen (40 €). 
2) Gespräch mit Herrn Hikel und Verantwortlichen aus BA und Firma über die Situation und 

Entwicklungen der Sanierung des Weigandufers und Vorstellung der neuesten Planungen dazu. 
 

Herr Grosse Inkrott schlägt ergänzend vor: Das Fahrradnetzwerk möchte eigene Pläne - insbesondere 

auch das Thema Umbau Weserstr. und Umbau Rütli Campus - in einer eigenen Veranstaltung 

öffentlich darstellen und erörtern. 
 

Es wird festgestellt, dass schon mehrmals das Thema Öffentlichkeitsarbeit des BG verhandelt werden 

sollte, dies aber bisher nicht besprochen werden konnte. 
 

Beide Themen werden als Punkte für die kommende BG Sitzung vermerkt. 
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TOP 1.  Finanzen 

a) Herr Küstner: da das BA das Projekt als Modellprojekt für Bürgerbeteiligung darstellt und die 

Beteiligten Kosten haben, wird beantragt, dass aus den dafür vorgesehenen Mitteln des Sanierungs-

trägers eine überschaubare Summe von bis zu 50 € / Monat für die Auslagen der BG Arbeit als Bar-

geldkasse durch das BA zur Verfügung gestellt werden soll. Beispiele sind: Kopien, Pläne, Getränke 
und kleine Snacks für Sitzungen, oder auch notwendig werdende Erstellung von Materialien zum 

Verständnis der Materie und deren transparenter öffentlicher Erörterung. 

Es folgt eine Diskussion darüber, welche praktischen und rechtlichen Möglichkeiten es dazu geben 

könnte, und wie es in vergleichbaren Gremien gehandhabt wird. 
 

Die Sinnhaftigkeit des Vorschlags wird von niemandem grundsätzlich in Frage gestellt. Schließlich 
bietet Herr Groth an, zu prüfen, was evtl. machbar ist. Es könnte zum Beispiel auch eine Geldkarte 

zum Abheben am Automaten mit einem begrenzten Betrag zur Verfügung gestellt werden. 
 

Beschluss: Der Vorschlag wird angenommen. 
 

Es wird bemängelt, dass Herr Vosskamp das Arbeitspapier DWA-A138 zur Berechnung der 

Sickermulden lediglich Herrn Knopp zur Einsicht angeboten hat. 

Beschluss: das Arbeitspapier DWA-A138 soll zur Ansicht im Raum des BG zur Verfügung gestellt 

werden. Sollte dies nicht möglich sein, soll ein Exemplar käuflich erworben werden, Kosten ca. 30 €. 
Das BA wird gebeten, die Finanzierung aus dem Budget des BG zu prüfen. Keine Gegenstimme. 
 

b) Herr Küstner weist darauf hin, dass dank der Open Knowledge Foundation den Vertrag der BSG 

mbH mit dem Bezirksamt Neukölln öffentlich gemacht werden konnten, und unter fragdenstaat.de 1 

ins Netz gestellt wurde. Er stellt den Antrag, der Open Knowledge Foundation aus den Mitteln des BG 

eine Aufwandsentschädigung i.H.V. 40 € zu spenden (siehe Anhang). 
 

Beschluss: Der Antrag wird angenommen mit 1 Gegenstimme (Herr Große Inkrott, er kenne den 

Verein nicht). Herr Groth sagt eine Prüfung durch das BA zu. 
 

Antrag Aufwandsentschädigung für die ehrenamtliche Gremienarbeit 
Herr Knopp beschreibt, dass die Gremienarbeit im Beteiligungsgremium mit einem teilweise erheb-

lichen Arbeitsaufwand verbunden ist. Protokolle Verfassen, Sitzungen Vorbereiten und Moderieren ist 

mit Aufwand verbunden. In anderen (auch ehrenamtlichen) Gremien sei es daher durchaus üblich, 
dass es für die Tätigkeit in solchen Gremien eine Aufwandsentschädigung gibt. 
 

Herr Küstner ergänzt, dass es mehrere Beispiele gibt, wie z.b. die Feldkoordination im Beteiligungs-
modell Tempelhofer Feld, das Arbeitsgremium zur Erstellung von Leitlinien für Bürgerbeteiligung bei 

der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen oder Sitzungen von Ausschüssen der BVV 

oder von Quartiersräten z.B. im Bezirk Mitte. Dies sei auch ein wichtiges Instrument, damit es nicht 

vom Geldbeutel der Anwohner*innen und Mieter*innen abhängt, ob sie sich das Engagement im 

Beteiligungsgremium finanziell leisten können. Es sei außerdem Ausdruck von Wertschätzung für 

zivilgesellschaftliches Engagement der Anwohner*innen. 
 

Herr Groth äußert, dass dies ein ehrenamtliches Gremium sei. Und ehrenamtlich bedeutet, dass es 

keine Zahlungen oder Aufwandsentschädigungen dafür gibt. 
 

Herr Bürgermeister Hikel ergänzt, für die BVV-Ausschüsse kann ich ihnen sagen, dass die Mitglieder 

da in Neukölln auch keine Aufwandsentschädigung bekommen. 
 

Diese Aussage weckte bei mehreren Teilnehmer*innen Erstaunen. 

                                                
1
https://fragdenstaat.de/anfrage/vertrag-mit-der-bsg-mbh-zum-sanierungsgebiet-neukolln/ 

https://fragdenstaat.de/anfrage/vertrag-mit-der-bsg-mbh-zum-sanierungsgebiet-neukolln/
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Beschluss: 
Die Teilnehmer*innen des Beteiligungsgremiums, die das Anfertigen des Protokolls  sowie die 
Vorbereitung, das Einladen und die Moderation von Sitzungen übernehmen, sollen hierfür eine 

Aufwandsentschädigung von 30 Euro bekommen. 

 

 

TOP 2 - Gespräch mit Herrn Hikel über Sanierung des Weigandufer: Stand und Änderungen: 
Herr Hikel bittet Frau Hokema, die in der Junisitzung nicht vollständig vorgestellte Power Point 

Präsentation der Planänderungen vorzustellen (siehe Anhang). Die Präsentation ist auch öffentlich 

einsehbar unter https://www.kms-sonne.de/assets/2019/09/pflanzplanung_weigandufer.pdf. 

 

Nachtrag: Aufgrund der Unzufriedenheit mit den in der Präsentation dargestellten Sanierungsplänen 

erarbeiten die AnwohnerInnen einen eigenen Alternativvorschlagauf der Grundlage der rechtlichen 

und technischen Notwendikeiten (siehe Anhang; siehe auch : https://www.kms-

sonne.de/assets/2019/09/Gegenvorschlag-Sanierung-WeigUfer-Anwohner-Bezirksamt-neu.pdf). Der  

Alternativvorschlag wurde in der Folgesitzung im September beraten.  

 

Frau Hokema berichtet über die Art, die Anzahl und den Standort von Pflanzungen, die auf den neu 

geschaffenen Grünflächen nach der Rodung erfolgen sollen. Im Vergleich zu vorherigen Planungen 

sollen mehr Sträucher wieder gepflanzt werden. 

 

Bei den Anwohnern gibt es Unmut über die Rodungen. 

 
Hikel: Ja, es müssen Gehölze und Bäume weichen, aber es werden dafür welche neu gepflanzt. 

 

Frau Hokema erklärt, dass in der Innstr. wegen Rohrarbeiten 4 große Bäume gefällt wurden. Die 

Wasserwerke finanzieren dafür 4 Bäume zum Ausgleich. 

 

Auf dem Übersichtsplan wird sichtbar, dass der Grünzug nur teilweise wieder erstellt wird und so die 

Klimaschutzwertigkeit nicht wieder hergestellt werden wird, insbesondere auch, weil zu große 

Grünlücken entstehen, wo die Fahrradständer und Durchgänge eingeplant sind (der Grünanteil wird 

ca 1/2 weniger ). 

 
Auf die trostlose Neubepflanzung zwischen Trusepark und Treptower Strasse angesprochen erklärt 

Frau Hokema: Gehölze wurden hier auch gepflanzt: ABER SIE WURDEN GESTOHLEN. Anwohner*innen 

können die Behauptung einer ausreichenden Bepflanzung in diesem Bereich nicht bestätigen. 

 

Frau Hokema gibt zu: es wird weniger an Klimaschutz und Stadtgrün im Vergleich zu vorher. Es sei ein 

Kompromiss, aber es ist nicht zu leugnen, dass die Abkühlungsfunktion des Grünstreifens im 

Vergleich zu dem Wert vor den Baumaßnahmen abnehmen werde. Besonders wenn man dabei das 

Volumen berücksichtigt. 

 

Einwand Frau Luschat: Es wäre eine Möglichkeit den Klimaschutz zu erhöhen, indem hier 
nachgebessert werde und a) Fahrradständer auf die Gegenfahrbahnseite verlegt und die geplanten 

Durchgänge verschmälert würden. Erwiderung von Herrn Große Inkrott: es gäbe Erkenntnisse, dass 

Durchgänge die Verkehrssicherheit erhöhen durch bessere Einsichtigkeit. Einwand Fr. Luschat: es 

könnte dies aber dazu führen dass der Fußweg weiter als Radweg sich anbietet, während die 

Fahrräder auf der Straße bleiben sollen. Überarbeitung wäre besser! 

 

Es wurde angemerkt, dass sich die Hitze bereits staue. In Zeiten der Klimaerhitzung wäre die 

Sanierung nicht mehr zeitgemäß. 

https://www.kms-sonne.de/assets/2019/09/pflanzplanung_weigandufer.pdf
https://www.kms-sonne.de/assets/2019/09/Gegenvorschlag-Sanierung-WeigUfer-Anwohner-Bezirksamt-neu.pdf).
https://www.kms-sonne.de/assets/2019/09/Gegenvorschlag-Sanierung-WeigUfer-Anwohner-Bezirksamt-neu.pdf).
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Herr Knopp: Es wird kein gleichwertiger Ersatz für die wegfallende Verschattung geschaffen, da 

hochgewachsene Gehölze hauptsächlich durch niedrige Flächenbepflanzung ersetzt wird, die dies 
nicht leisten könne. Hinzu kommt, dass am Ende nicht mehr – wie behauptet – sondern eher weniger 

Grünfläche vorhanden sei. Über den gesamten Sanierungsbereich Wildenbruch/Innstr. kommt es zu 

5-20 % Grünflächenverlust. 

 

Frau Hokema: Ja, es sei Weniger, es sei ein Kompromiss. Wegen dem Ziel der Barrierefreiheit müssten 

die bestehenden Gehölze weichen. Es wäre kein Klimaschutzoptimum möglich. 

 

Auf die Frage warum der jetzige Weg nicht einfach aufgeschüttet wird wurde erläutert: Für die 

Gestaltung des 1,5-1,6m breiten barrierefreien Wegs, müsste eine 40-50 cm tiefe Abgrabung der 

jetzigen Decke vorausgehen, die zwangsläufig die Wurzeln der Gehölze irreversibel schädigen würde. 
Anders ginge es nicht. (Unglauben unter den AnwohnerInnen) 

 

Wegen dem Unverständnis der Anwohnerinnen bittet Frau Hokema, Herrn Göttsche, die rechtlichen 

Hintergründe hierzu auszuführen: 

 

Herr Göttsche präsentiert eine Folie (siehe Anhang) mit einem Auszug aus den 

Ausführungsvorschriften Rad und Gehwege, die bislang noch niemand kannte. Er erläutert, der 

Uferweg verlangt nach dieser Regelung eine Breite von 5-6m. Um die Bäume zu erhalten würde man 

aber auf eine Breite von nur 1,60 m anwenden. Das wäre in Übereinstimmung mit der Norm für 

Barrierefreiheit (Norm DIN18040 3). 
 

Es wird kritisiert, dass Bgm Hikel in der Junisitzung die Barrierefreiheit als Argument für die 

Gehwegbreite und die Rodung präsentierte. Das erwies sich nach Recherche der Anwohner als 

unhaltbar. Es widersprach der DIN18040 3. Jetzt wird die AV Rad und Gehwege präsentiert. 

Wiederum ist niemand darauf vorbereitet. Die Anwohner kündigen eine Prüfung der AV Rad und 

Gehwege an. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass es offenbar einen Zielkonflikt mit dem Klimaschutz gibt. Welche 

Rolle spielt denn der Bestandsschutz? 

 

Herr Küstner zitiert den Berliner Umweltatlas von 2015: Der Grünstreifen des Weigandufer wird mit 

„Höchste Schutzwürdigkeit“ kategorisiert und es wird dort empfohlen keine Änderungen 
vorzunehmen. Siehe Anlage. 

Als das Gremium darauf hinweist, dass das Weigandufer im Berliner Umweltatlas mit „Höchste 
Schutzwürdigkeit“ eingestuft ist, präsentiert Herr Göttsche eine Folie aus dem Umweltatlas und 
zitiert einen Mitarbeiter der Senatsverwaltung (siehe Anhang). Dargestellt ist die Klimadarstellung der 

Fläche Weichselpark und Weigandufer. Die Schutzwürdigkeit der Gesamtfläche ergäbe sich aus der 

Kühlung durch den Weichselpark. Der Grünstreifen entlang es Weigandufers trage zur 

Schutzwürdigkeit nicht oder nur unwesentlich bei. Die Angaben im Umweltatlas der 
Senatsverwaltung würden auf einem Darstellungsfehler beruhen. 

 

Herr Knopp: dieses Bild zeigt nur, was sowieso klar ist: am kühlsten ist es da, wo mehr Bäume und 

Büsche zusammenstehen, das sagt über den Kühleffekt einzelner Gehölze und Gehölzgruppen gar 

nichts aus, auch nicht über den Grünstreifen. 

 

Herr Göttsche bietet an, die Anwohner könnten sich gerne an den Sachbearbeiter in der 

Senatsverwaltung wenden. (Nachtrag: eine Telefonnummer des Sachbearbeiters wird erst nach 

mehreren Wochen und mehrfachen Nachfragen herausgegeben). 
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Herr Küstner: Herr Hikel habe gesagt, es wären Forderungen des BG in die Planung eingeflossen. Die 

Forderung war, den Bestand zu erhalten, nicht ein paar neue Sträucher nach einer Totalrodung zu 

pflanzen. Es würde Sinn machen, den Beschlüssen des BG Beachtung und Berücksichtigung 
zukommen zu lassen, einen Rodungsstopp zu verfügen und die Diskussion öffentlich zu machen, da es 

ein öffentliches Interesse gäbe. Sonst bräuchten sich die Bürger*innen gar nicht engagieren. 

 

Antwort Herr Hikel: Es gäbe Zwänge. Fördergelder könnten nur bis Ende 2019 genutzt werden. Eine 

Kündigung des Vertrags würde laut Hikel 400.000 € kosten, die Umplanung koste ca. 30.000 €. 
Herr Groth gibt zu bedenken, dass Planungen nicht schnell gingen. Herr Knopp weist darauf hin, dass 

die Umplanung nach den neuen Anforderungen an das Regenwassermanagement auch nur wenige 

Monate dauerte. 

 

Zur Einsparung von Kosten, die sich derzeit auf 1,5 Millionen € belaufen, infolge einer Umplanung 
konnte keine Aussage gemacht werden.   

 

Es schloss sich eine Diskussion um die Sickermulden an, die bei Starkregen einen lokalen Abfluss 

gewährleisten soll. Herr Knopp macht darauf aufmerksam, dass der derzeitige Grünstreifen bereits 

dieselbe Funktion erfülle. Anders als der Grünstreifen schaffen die Mulden jedoch keinerlei 

Abkühlung. Es ist zu befürchten, dass sie austrocknen und Pflanzen darin keinen Bestand haben 

werden. 
 

Frau Luschat kritisiert, dass die in den letzten Sitzungen von Herrn Voskamp und Herrn Hickel 

aufgestellte Behauptung, es gäbe einen Zwang zu Versickerungsmulden, von den Berliner 

Wasserbetrieben nicht bestätigt wurde. Frau Luschat äußert Zweifel wegen der Nachhaltigkeit der 

Mulden. Sie fürchtet eine Fehlplanung. Es wäre besser, Regenwasser würde Klimaschutz-spendenden 

Gehölzen zu Gute kommen. 
 

Mehrere Anwohner äußern in verschiedener Form ihren Wunsch, dass die Pläne nachgebessert 

werden sollten in Richtung Bestandsschutz. 
 

An der Öffentlichkeitsarbeit des Bezirksamtes wird die Kritik geübt, dass gegenüber Presse und 

Mitgliedern der Bezirksverordnetenversammlung immer wieder die Aussage getroffen werde, dass 
man nun eine Umplanung vornehmen werde, dies jedoch offenbar nicht richtig ist. 
 

Das hier vorgestellte Konzept zeige, dass lediglich eine andere Pflanzsortenauswahl für 

Neupflanzungen vorgestellt wurde. Aber keine Umplanung der Umgestaltung der Gehwegsbereiche, 

das Verhältnis von Versiegelung und Entsiegelung und den Anteil der zu erhaltenen 

Bestandssträucher vorgenommen wurde. Der hier vorgestellte Plan ist identisch mit den Plänen der 
Freien Planungsgruppe vom September 2018. 

 

Eine solche Öffentlichkeitsarbeit  empfindet das BG als irreführend und manipulierend. 
 

Falsche Behauptung, dass das Gremium dem Beschluss schließlich zu gestimmt habe 
Zu einem Vertrauensbruch habe u.a. eine Aussage des Bürgermeisters geführt, die dieser in  

verschiedenen Antwortschreiben an Anwohner*innen getätigt hat, die sich über Rodungsabsichten 
beschwert hatten. In dem Schreiben vom 8. Februar 2019 steht unter einem Abschnitt zum 

Beteiligungsgremium: 

„Schlussendlich hat die Abwägung dieser Argumente - sowohl in der Summe als auch in der 

Gewichtung der einzelnen Argumente – im Gremium zu der Entscheidung geführt, dass die Begrünung 

des Ufers kurz skizziert wie folgend neu gestaltet wird. Die existierenden Sträucher werden gerodet.“ 
 

Dass der Bürgermeister zu solchen Falschdarstellungen greift, um seinen Willen zu bekommen, hat 

viele Anwohner*innen enttäuscht. 
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Das  Gegenteil sei ja zutreffend, das Beteiligungsgremium hatte eine vollständige Rodung in einem 

einstimmigen Beschluss abgelehnt. 
 

Das Pressebüro des Bürgermeisters hatte auf diesem Weg wohl versucht gegenüber den 

Bürger*innen, den Anschein zu erwecken, seine Entscheidung sei durch das Beteiligungsgremium 

demokratisch legitimiert. 

 

Die Glaubwürdigkeit von Bürgermeister Martin Hikel (SPD) und seiner Pressestelle wurde mit dieser 

falschen Aussage stark beschädigt. Es sei nachvollziehbar, dass viel Anwohner*innen nun kein 

Vertrauen mehr in das Bezirksamt haben können. 

 

Kritik am Kommunikationsverhalten der BSG mbH und Bezirksamt 
Von Teilnehmern der Sitzung wird Kritik daran geäußert, dass man den Inhalt der 

Bildschirmpräsentation angesichts der schlechten Qualität und Auflösung, schlechten 

Sichtverhältnisse im Sitzungsraum (besonders für Teilnehmende in den hinteren Sitzreihen) und 

infolge der schnellen Geschwindigkeit kaum richtig erkennen und einschätzen könne. 

Es wird der Wunsch geäußert, dass solche Pläne, Zeichnungen, Darstellungen, die ohnehin bereits 

digital vorliegen, den Teilnehmern des BG bereits vorab per E-Mail zugeschickt werden, damit diese 

sich bereits einen Überblick verschaffen können. So könnten auch gezielter Nachfragen gestellt 

werden. 

 

Herr Groth erklärt, dass das Bezirksamt das nicht wolle, weil es es nicht wolle. 
 

Es wird von Seiten der Mitarbeiter des SGA zugesagt, dass die Datei zeitnah verschickt werden wird. 

 

Nachtrag: 

Mit der Veröffentlichung der Datei lässt sich das Bezirksamt dann jedoch weitere 10 Tage Zeit, bevor 

sie auf der Website des Bezirksamtes eingestellt wird und ein Link hierzu an das BG gesendet wird. 

Zuvor wurde die Datei lediglich an Vertreter der Presse und ausgewählte Mitglieder von Parteien in 

der BVV geschickt. 

So entstand der Eindruck, das Pressebüro des Bürgermeisters wolle zunächst die „eigenen 
Leute“ präparieren, um ihnen Zeit zu geben, sich gegen die Bürger*innen in der Bürgerbeteiligung in 

Stellung zu bringen. Während die Teilnehmer*innen des BG selbst die Datei zu diesem Zeitpunkt noch 

nicht hatten und keine Möglichkeit zur Vorbereitung hatten. 

 

Vorbereitung von Sitzungen 
Herr Küstner schlägt vor, dass die Sitzungen des Beteiligungsgremiums künftig etwas besser 

strukturiert vorbereitet werden sollten. Diese Aufgabe könnte rotierend von unterschiedlichen 

Personen bzw. Kleingruppen übernommen werden, die dann zu einem öffentlichen 

Vorbereitungstreffen einladen, wo vorgeschlagene oder liegengebliebene Tagesordnungspunkte 

gesammelt werden und einen Vorschlag für die TO der kommenden Sitzung vorbereiten, sowie die 
Einladung von Teilnehmenden und Gästen übernehmen. Der Vorschlag trifft auf Zustimmung. 
 

Für die kommende Sitzung melden sich Herr Große Inkrott und Herr Bogner für die Vorbereitung der 

Sitzung. 

 

Nächste Sitzung 
Die nächste Sitzung findet am 23.09.2019 wieder in der Richardstr. 5 um 19 Uhr statt. 

Ruth Luschnat 



Finanzanträge zur Sitzung des BG-Sonnenallee am 26.08.2019

1.

50 Euro Bar-Kasse pro Monat für regelmäßige Ausgaben in geringer Höhe

Darunter würde zum Beispiel fallen:

- Mineralwasser, Brause, Tee, ggf. Kaffee und Saft

- Snacks (süß und salzig) für Sitzungen in der Richardstr. 5

- Druckerpapier (Din A4, ggf. Din A3)

- Büromaterial, wie Heftnadeln, Magnete, Moderationskarten, Filzstifte etc.

- externe Gebühren für Akteneinsicht und Fotokopien

- externe Ausdrucke in kleinen Mengen, aber größeren Formaten

Begründung:

Wenn sich Ausgaben hierfür in einem vernünftigen Rahmen bewegen, ist es 

sowohl für die Kassenpersonen als auch diejenigen Aktiven, die etwas 

einkaufen und dafür Geld auslegen, angenehmer und praktikabler, wenn 

nicht jede Mini-Ausgabe extra beantragt und abgestimmt werden muss.

2.

Spende an die Open Knowledge Foundation i.H.v. 40 Euro

Begründung:

Eine Mitarbeiterin des gemeinnützigen Vereins Open Knowledge Foundation

Deutschland e.V. hat im Mai 2019 über das Portal FragDenStaat eine 

Anfrage nach Informationsfreiheitsgesetz (IFG) zur Einsicht in den "Vertrag 

mit der BSG mbH zum Sanierungsgebiet Neukölln" an das Bezirksamtz 

Neukölln eingereicht.

Die Anfrage und Antwort des Bezirksamtes kann hier transparent 

nachvollzogen werden:

https://fragdenstaat.de/anfrage/vertrag-mit-der-bsg-mbh-zum-

sanierungsgebiet-neukolln/

Allerdings hat das BA Neukölln hierfür eine Gebühr i.H.v. 30 € kassiert. 

Außerdem hatte natürlich die Open Knowledge Foundation ein wenig 

Arbeit mit dieser Anfrage. Eine Aufwandsentschädigung von 10 € erscheint 

mir nicht zu viel.

Viele Betroffene im Sanierungsgebiet, mit denen wir in der letzten Zeit 

Kontakt hatten, finden, dass solche Informationen ohnehin als wichtige 

Grundlage für unsere Mitwirkung bei der Bürgerbeteiligung im 

Sanierungsgebiet kostenlos und transparent einsehbar sein sollten. 



Pflanzplanung Weigandufer
zwischen Innstraße und Fuldastraße

August 2019



Pflanzplanung

Bauteil A (zwischen Wildenbruch- und Fuldastraße)

• Anpflanzung von Sträuchern auf der straßenzugewandten Muldenböschung

• Anpflanzung von Bäumen



Prinzipskizze Bauteil A



Pflanzplanung

Bauteil A

Anpflanzung von Sträuchern auf der straßenzugewandten Muldenböschung:

• 5 Feldahorn

• 36 Hartriegel

• 13 Weißdorn

• 42 Liguster

• 44 Heckenkirschen

 Gesamt: 140 Sträucher, 110 lfm

Anpflanzung von Bäumen:

• 4 Silberweiden
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Abschnitt A.1



2 43 5 6 71

Abschnitt A.2
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Abschnitt A.3
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Abschnitt A.4
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Abschnitt A.7



Anpflanzung von Bäumen: 

4 Silberweiden zwischen Elbe- und Wildenbruchstraße



Bauteil B (zwischen Inn- und Wildenbruchstraße, befindet sich bereits im Bau)

• Anpflanzung von Strauchgruppen auf der Parkseite

• Anpflanzung von Einzelsträuchern/Kleingruppen auf der Kanalseite 

(in der Mulde)

• Anpflanzung von Bäumen



Prinzipskizze Bauteil B



Bauteil B (zwischen Inn- und Wildenbruchstraße, befindet sich bereits im Bau)

Anpflanzung von Strauchgruppen auf der Parkseite, 

Anpflanzung von Einzelsträuchern/Kleingruppen auf der Kanalseite 

(in der Mulde)

• 10 Felsenbirnen (Sträucher)

• 5 Berberitzen

• 66 Johannisbeeren schwarz

• 75 Johannisbeeren rot

• 5 Hundsrosen

• 6 Weinrosen

 Gesamt: 167 Sträucher, 115 m²

Anpflanzung von Bäumen:

• 6 Amberbäume

• 2 Felsenbirnen (Bäume)
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Abschnitt B.1



1 32

Abschnitt B.2
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Abschnitt B.3



Anpflanzung von Bäumen: 

6 Amberbäume

2 Felsenbirnen



Potenziale für Strauchpflanzungen im Umfeld

Wildenbruchplatz (südlich-westliche Kante), ca. 150 m²

Weigandufer (zwischen Rosegger und Treptower Straße), ca. 100 m²

Potenziale für Baumpflanzungen im Umfeld

Im Quartier zwischen Weigandufer, Weichsel-, Treptower  und Weserstraße: 

ca. 10 Straßenbäume



Potenziale für Strauchpflanzungen im Umfeld



Potenziale für Strauchpflanzungen im Umfeld



Anhang



Hinweisblatt zur Begrenzung von Regenwassereinleitungen



Hinweisblatt zur Begrenzung von Regenwassereinleitungen



Aufbau einer Mulde – Regelblatt 601 der BWB

Regelblatt 601 gilt für Mulden-Rigolen-Systeme und deren einzelnen Bestandteile (z.B. Mulde)



DIN 18040 Norm Barrierefreies Bauen

(…)



DIN 18040 Norm Barrierefreies Bauen

(…)



AV Geh- und Radwege



Grund zur Einstufung des Ufers als „höchste Schutzwürdigkeit“

Einteilung in Blöcke



Grund zur Einstufung des Ufers als „höchste Schutzwürdigkeit“

Auswertung der Raster
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Kontakt: andreknopp@gmail.com  Berlin 18.9.2019 

Vorschlag betroffener Anwohner zur Neugestaltung des Weigandufers  

(Bereich Fulda- bis Wildenbruchstr.)  Vorschlag/Diskussionsgrundlage, Version vom 18.9.2019  

1. Das Geländer wird instandgesetzt.  

2. Der Gehweg wird barrierefrei neu gestaltet. Die Nutzungsbreite soll in der Regel 2,50 m 

betragen (nach AV Geh und Radwege). Nur in Ausnahmefällen beträgt die Breite 1,50 m(nur 

dort wo Baumscheiben vorhanden sind zum Schutz des Baumbestandes). Wegebelag für den 

Gehweg ist Wassergebundene Decke, welche im Vergleich zu Gehwegplatten günstigere 

Versickerungseigenschaften aufweist (Abflussbeiwert 0,5 statt0,7). Möglicherweise ist in der 

Bauausführung eine Auskofferung von 30cm Tiefe notwendig.  

3. Der Grünstreifen bleibt in voller Breite (ca. 4,10 m) und in voller Länge erhalten (ca. 340 m), 

ebenso die vorhandenen Bäume. Kranke oder nicht-vitale Sträucher werden ersetzt oder es 

werden an ihre Stelle Insektenfreundliche Anlagen (Totholz, Stroh o.ä.) erstellt (Beratung z.B. 

durch das Ökowerk Teufelssee).  

Die Abgrenzung des Grünstreifens zur Straße wird erneuert. Die Bauausführung erfolgt 

derart, dass das Abfließen von Regenwasser vom Grünstreifen auf die Straße verhindert wird.   

4. Die Fußgänger- Überquerungsstellen werden in vorhandener Länge und Breite mit 

Wassergebundener Decke neu gestaltet. Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit wird die 

Einsehbarkeit für Fußgänger verbessert durchfachgerechten Rückschnitt von Sträuchern oder 

durch Neupflanzung von niedrigen Sträuchern an den Überquerungsstellen.  

5. Zwischen Gehweg und Grünstreifen bleibt ein Streifen von 1,60 m Breite, der nur 

oberflächlich mit versickerungsfähigem Material geebnet wird, um das Wurzelwerk der 

nebenstehenden Sträucher nicht zu beeinträchtigen.  

Hier sollen Parkbänke aufgestellt werden (keine Betonbänke).  

6. Die Versickerung des vom Gehwegbereich abfließenden Regenwassers erfolgt in der 

angrenzenden Grünfläche. Mulden sind bei diesem Flächenverhältnis von Gehweg zu 

Grünfläche nicht notwendig (gemäß Auskunft Berliner Senatsverwaltung für Umwelt; 

Berliner Wasserbetriebe, eigene Rechnungen mit Daten des DWD).   

7. Es werden neue Bäume gepflanzt, wie in den Planungen des Bezirksamtes vorgesehen. Die 

derzeit vorhandenen Baumstümpfe können durch Neupflanzungen ersetzt oder erhalten 

bleiben (Totholz für Insekten).  

8. Der aufgeweitete Straßenbereich (Zufahrtsbereich von der Wildenbruchstraße) wird auf die 

Breite des übrigens Straßenverlaufs reduziert - wie in den Planungen des BA vorgesehen. Um 

diesen Bereich wird der Grünstreifen verbreitert (Zugewinn an Grünfläche!).   

9. Fahrradbügel werden auf der Straße installiert, evtl. auf Kosten vorhandener Parkplätze.  

10. Verkehrsberuhigung. Zur Steigerung der Aufenthaltsqualität, zur Steigerung der Attraktivität 

für Radfahrer und der Verkehrssicherheit wird die Fahrradstraße entlang des Ufers zu einer 

Einbahnstraße mit gegenläufigen Richtungen umgewidmet.  

Vorteile gegenüber der Planung des Bezirksamtes :  

- Zugewinn an Grünfläche statt Verlust von 48% der vorhandenen Grünfläche 

- Schutz und Erhalt des Grünbestandes sowie der dort lebenden Tier- und Vogelarten (zum 

Beispiel Sperlinge und Amseln)statt Verdrängung und Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen. 
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Planungen Weigandufer / Sept 2019 

Planungen des Bezirksamtes Neukölln und Gegenvorschlag von Anwohnern  
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Kontakt: andreknopp@gmail.com  Berlin 18.9.2019 

Planungen Weigandufer / Sept 2019 

Planungen des Bezirksamtes Neukölln und Gegenvorschlag von Anwohnern 

Querschnittsansicht  

 

Planung des Bezirksamtes bedeutet :  

- Regenwassermanagement:  

    Versickerung über Mulden 

- Barrierefreiheit  

- Verstoß gegen Mobilitätsgesetz, 

Charta für das Berliner Stadtgrün u.a. 
- Rodung des Grünbestandes  

- Verlust von 48%  Grünfläche  

- Verlust von > 80% Grünvolumen 

- Neupflanzungen wiegen den Verlust 

an Grünbestand bei weitem nicht auf 

Planungsvorschlag der Anwohner bedeutet:  

- Regenwassermanagement:  

    Versickerung in der Fläche  

- Barrierefreiheit  

- In Einklang mit Mobilitätsgesetz, Charta 

für das Berliner Stadtgrün u.a. 
- Erhalt des gesamten Grünbestandes 

- Zusätzliche Schaffung von Grünfläche 

- Zusätzliche Schaffung von Grünvolumen 
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